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 Verordnung 
zum Betreuungs- und Pflegegesetz 
(BPV) 

 Der Regierungsrat des Kantons Luzern, 

 auf Antrag des Gesundheits- und Sozialdepartementes, 

 beschliesst: 

 I. 

 Verordnung zum Betreuungs- und Pflegegesetz (BPV) vom 30. November 2010 
(Stand 1. Januar 2026) wird wie folgt geändert: 

§  1a 
Bewilligungsvoraussetzungen 

 

1 Die Dienststelle Soziales und Gesellschaft erteilt die Bewilligung zur Aufnahme 
von Betagten, von Personen mit Behinderungen oder von Betreuungsbedürfti-
gen, wenn 

 

a. der Betrieb über ein Konzept verfügt, das namentlich über die Trägerschaft, die 
Organisation, die angebotene Betreuung und Pflege, die Finanzierung und die 
Qualitätssicherung Auskunft gibt, 

 

b. der Nachweis einer ausreichenden wirtschaftlichen Grundlage für die Erbrin-
gung des Angebots erbracht wird, 
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c der Betrieb über eine Haftpflichtversicherung nach Massgabe der Art und des 
Umfangs der Risiken, die mit seinem Angebot verbunden sind, verfügt, 

 

d. die Leitung des Betriebs sowie die Leitung der Pflege und Betreuung über die 
nötigen fachlichen Kompetenzen verfügen und vertrauenswürdig sind, 

 

e. der Betrieb über das für die Erbringung der Leistungen erforderliche Fachper-
sonal und über zweckmässige, den gesetzlichen Vorschriften entsprechende 
Einrichtungen und Gebäulichkeiten verfügt, 

 

f. für eine den Bedürfnissen der beherbergten, betreuten und gepflegten Perso-
nen angemessene Betreuung, Pflege und Ernährung gesorgt und die ärztliche 
Versorgung gewährleistet ist, 

 

g. das Betreuungsverhältnis in schriftlichen Verträgen geregelt ist, woraus ersicht-
lich ist, welche Leistungen die Einrichtung erbringt und welches Entgelt dafür 
geschuldet ist. 

 

2 Einrichtungen, die mehr als drei Personen aufnehmen, haben eine prozessori-
entierte Qualitätssicherung einzurichten, die Aussagen über die Qualität der Be-
triebsstruktur, der Arbeitsabläufe und der Dienstleistungen ermöglicht. 

 

 3 Die Dienststelle Soziales und Gesellschaft erlässt unter Einbezug der Pla-
nungs- und Versorgungsregionen Weisungen zu den zusätzlichen Bewilligungs- 
beziehungsweise Qualitätsanforderungen für die spezialisierte Langzeitpflege. 
Die Weisungen enthalten insbesondere Vorgaben zu den konzeptionellen Grund-
lagen, zur Qualifikation des Personals, zum Stellenetat und zur Infrastruktur. 

§  2 
Rechnungen 

 

1 Die Leistungserbringer weisen auf ihren Rechnungen die Kosten der Pflegeleis-
tungen und jene der übrigen Leistungen getrennt aus. 

 

2 Sie gliedern die Kosten der Pflegeleistungen wie folgt:  

a. Beitrag des Krankenversicherers,  

b. Beitrag der anspruchsberechtigten Person,  
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c. Beitrag der Wohnsitzgemeinde.  

3 Sie schlüsseln die Kosten der Pflegeleistungen bei der ambulanten Kranken-
pflege zusätzlich nach der Art der Leistung gemäss Artikel 7 Absatz 2 der Ver-
ordnung des EDI über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversiche-
rung vom 29. September 1995 (KLV)1 auf, bei der Krankenpflege im Pflegeheim 
nach dem Pflegebedarf gemäss Artikel 7a Absatz 3 KLV. 

3 Sie schlüsseln die Kosten der Pflegeleistungen bei der ambulanten Kranken-
pflege zusätzlich nach der Art der Leistung gemäss Artikel 7 Absatz 2 der Ver-
ordnung des EDI über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversiche-
rung vom 29. September 1995 (KLV)2 auf, bei  und weisen aus, wenn die Pflege 
durch Angehörige erbracht wurde. Bei der Krankenpflege im Pflegeheim sind die 
Kosten der grundversorgenden Pflegeleistungen zusätzlich nach dem Pflegebe-
darf gemäss Artikel 7a Absatz 3 KLV aufzuschlüsseln. 

4 Die Wohnsitzgemeinden können mit den Leistungserbringern, insbesondere für 
Sammelrechnungen, eine abweichende Gliederung und Aufschlüsselung der 
Rechnung vereinbaren. Die Leistungserbringer haben der Wohnsitzgemeinde auf 
deren Verlangen jederzeit eine Rechnung gemäss den Absätzen 1 bis 3 zuzu-
stellen. 

 

5 …  

§  4 
Bestimmung des Restfinanzierungsbeitrages 

 

1 Die Grundlage für die Bestimmung des Restfinanzierungsbeitrages ist der Aus-
weis der Pflegekosten der Leistungserbringer mittels Kostenrechnung. Die Ge-
meinden berücksichtigen die notwendigen Leistungen der Leistungserbringer und 
deren Kosten, insbesondere die Kosten der Ausbildung des Pflegepersonals. Be-
soldungen und Entschädigungen sind höchstens im branchenüblichen Umfang 
anrechenbar. 

 

a. …  

b. …  

2 Der Restfinanzierungsbeitrag darf höchstens decken:  

 
1 SR 832.112.31. Auf diese Verordnung wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen. 
2 SR 832.112.31. Auf diese Verordnung wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen. 

https://db.clex.ch/link/Bund/832.112.31/de
https://db.clex.ch/link/Bund/832.112.31/de
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a. die transparent ausgewiesenen Kosten der Leistung, abzüglich der Beiträge 
der obligatorischen Krankenversicherung und der anspruchsberechtigten Per-
son, 

 

b. die für eine effiziente Leistungserbringung erforderlichen Kosten.  

3 Der Restfinanzierungsbeitrag ist bei der ambulanten Krankenpflege nach der 
Art der Leistung gemäss Artikel 7 Absatz 2 KLV und bei der Krankenpflege im 
Pflegeheim nach den Pflegebedarfsstufen gemäss Artikel 7a Absatz 3 KLV linear 
abzustufen. 

 

 3bis Der Bestimmung des Restfinanzierungsbeitrags für die Abgeltung der durch 
pflegende Angehörige erbrachten Grundpflege nach Artikel 7 Absatz 2c KLV sind 
Vollkosten von maximal 58 Franken zugrunde zu legen. 

4 …  

5 …  

 §  4b 
Beiträge für die spezialisierte Langzeitpflege 

 1 Beiträge an die spezialisierte Langzeitpflege werden für die psychiatrische 
Langzeitpflege und spezialisierte Betreuung, für die umfangreiche und komplexe 
somatische Langzeitpflege sowie für die spezialisierte Palliative Care gewährt. 

 2 Pro Tag und pflegebedürftige Person werden folgende Beiträge ausgerichtet: 

 a. für die psychiatrische Langzeitpflege und spezialisierte Betreuung 40 Franken 

 b. für die umfangreiche und komplexe somatische Langzeitpflege 180 Franken 

 c. für die spezialisierte Palliative Care 280 Franken 
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 3 Die Gemeinden bezeichnen gemeinsam eine zentrale Stelle, die über die Ge-
währung von Beiträgen für die spezialisierte Langzeitpflege entscheidet. Die Zu-
sammenarbeit der Gemeinden und die Beauftragung des Dritten richtet sich nach 
den Bestimmungen des Gemeindegesetzes vom 4. Mai 20043. Der Gemeinderat 
ist zuständig, die Zusammenarbeit mit den anderen Gemeinden in eigener Kom-
petenz abschliessend zu regeln. 

 §  4c 
Kostengutsprachen 

 1 Der Leistungserbringer der spezialisierten Krankenpflege im Pflegeheim holt mit 
Einwilligung der pflegebedürftigen Person bei der zentralen Stelle eine Kosten-
gutsprache ein. Das Gesuch ist vor der Aufnahme der pflegebedürftigen Person 
oder so rasch als möglich nach Eintritt einzureichen. Erfolgt der Eintritt ohne Kos-
tengutsprache, besteht kein Anspruch auf eine Vergütung der Mehrkosten der 
spezialisierten Pflege. 

 2 Dem Gesuch ist eine Zuweisung beziehungsweise eine Anordnung einer Ärztin, 
eines Arztes, einer Pflegeexpertin APN oder eines Pflegeexperten APN beizule-
gen. 

 3 Die Dienststelle Soziales und Gesellschaft erlässt unter Einbezug der Pla-
nungs- und Versorgungsregionen und nach angemessener Anhörung der Ge-
meinden Weisungen zu den Anforderungen an die Anordnung und die Gesuch-
stellung. 

 4 Die Auszahlung der Beiträge erfolgt monatlich und in der Regel innert 30 Tagen 
seit Rechnungstellung direkt an den Leistungserbringer. 

 2d Planungs- und Versorgungsregionen 

 §  5m 
Aufgaben und Organisation 

 
3 SRL Nr. 150 

https://srl.lu.ch/data/150/de
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 1 Die Planungs- und Versorgungsregionen haben insbesondere die Aufgaben, 
zusammen mit dem Kanton die regionale Versorgung zu planen und zu steuern 
sowie die Angebote zu inventarisieren, aufeinander abzustimmen und bedarfsge-
recht weiterzuentwickeln. 

 2 Die Planungs- und Versorgungsregionen konstituieren sich wie folgt: 

 1. jede Gemeinde muss einer Planungs- und Versorgungsregion angehören, 

 2. in jeder Planungs- und Versorgungsregion wirken Vertretungen der Leistungs-
erbringer mit, 

 3. sie errichten je eine eigene oder eine gemeinsame Geschäftsstelle, bestehend 
aus mindestens einer ausgewiesenen Fachperson. 

 3 Für jede Organisationseinheit ist ein Pflichtenheft mit den Aufgaben, den Kom-
petenzen und den Verantwortlichkeiten zu erstellen. 

 §  12 
Übergangsbestimmung der Änderung vom 2027 

 1 Leistungserbringer, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Änderung als 
Leistungserbringer der spezialisierten Langzeitpflege aufgeführt sind, haben in-
nert zwei Jahren den Nachweis zu erbringen, dass sie die Voraussetzungen 
nach § 1a Absatz 3 erfüllen, ansonsten sie von der Pflegeheimliste gestrichen 
werden. 

 II. 

 Verordnung über die Zulassung von Leistungserbringern zur Tätigkeit zulasten 
der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (Kantonale Zulassungsverord-
nung, VZL) vom 30. November 2021 (Stand 1. Januar 2026) wird wie folgt geän-
dert: 

§  3 
Zulassungsvoraussetzungen 

 

1 Eine Zulassung erhält, wer die geltenden Zulassungsvoraussetzungen gemäss 
dem Krankenversicherungsrecht des Bundes erfüllt. 
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 1bis Leistungserbringer der ambulanten Krankenpflege, die Angehörige anstellen, 
haben zusätzlich nachzuweisen, dass die pflegenden Angehörigen: 

 a. physisch und psychisch in der Lage sind, die Pflegeleistungen zu erbringen so-
wie mindestens 25 und höchstens 70 Jahre alt sind, 

 b. spätestens ein Jahr nach Anstellungsbeginn mindestens den SRK-Lehrgang 
Pflegende Angehörige absolviert haben oder über eine gleichwertige Ausbil-
dung verfügen, 

 c. von einer fallverantwortlichen Pflegefachperson hinsichtlich der Erbringung und 
Dokumentation der Pflegeleistungen umfassend instruiert und kontinuierlich 
fachlich begleitet werden, 

 d. von der fallverantwortlichen Pflegefachperson in regelmässigen Abständen 
überwacht werden, wobei mindestens alle zwei Wochen ein telefonsicher Kon-
takt und einmal pro Monat ein Besuch vor Ort stattzufinden hat, und 

 e. während der Pflegezeiten eine fachliche Begleitung durch eine Fachfrau oder 
einen Fachmann Gesundheit oder Betreuung (FaGe oder FaBe) anfordern kön-
nen, die innerhalb von 30 Minuten am Einsatzort einzutreffen hat. 

 Eine fallverantwortliche Pflegefachperson darf bei einem Pensum von 100 Pro-
zent höchstens 24 Angehörige begleiten und überwachen. Sie muss über ein 
Diplom als Pflegefachmann oder Pflegefachfrau HF oder FH verfügen. 

 1ter Leistungserbringer nach Absatz 1bis haben zudem nachzuweisen, dass die 
Vertretung der angestellten pflegenden Angehörigen während deren Abwesen-
heiten sichergestellt ist. 

2 Vorbehalten bleibt die Beschränkung der Anzahl Ärztinnen und Ärzte, die im 
ambulanten Bereich tätig sein dürfen, auf eine Höchstzahl gemäss § 7. 

 

 III. 

 Keine Fremdaufhebungen. 

 IV. 
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 Die Änderung tritt am 1. Juli 2028 in Kraft. Sie ist zu veröffentlichen. 

 Luzern, [Datum] 

 Im Namen des Regierungsrates 
Der Präsident: 
Der Staatsschreiber: 

 


